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Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Rheinland—Pfalz vom in Juli 7966 wird zurückgewiesen„

Die Beklagte hat dem Beigeladenen Heinz ü?■■I■'auch

die außergerichtliehen Kosten des Revisionsverfehrens

zu erstatten„ ’ ’

1

Der Gipéer Heinz R ZI$JZZIIQT wurde am 200 Dezenüer

1963 von einem Unfall betroffeno Er hatte am Betriebee

sitz seines Arbeitgebers in Otterbeeh (K“so Kaisersm
lautern) Sehlechtwettergeld (SWG) abgeholt und war
zu diesem Zweck mit seinem Moped unterwegs gewesen„

Die Heimfahrt hatte er damit beendet9 daß er das

Moped auf den offenen Hof hinter seinem Haus abe

stellteo Anschließend ging er über den Hof auf sein
Wohnhaus zu„ Auf diesem Wegstuek fiel er hin und zog

sich einen Lendenwirbelbruch zug Naeh ärztlicher Bea

handlung war er am 100 Mai 1964 wieder arbeitefähig

geworden°

Die Innungskrankenkasse (IKK) Kaiserslautern machte

den Ersatzanspruch nach 55 1504, 1570 der Reichsver—

sicherungsordnung (RVG) für ihre Aufwendungen aus
Anlaß der Krankenhehandlung des Verletzten Ro seit

dem 190 Tage nach dem Unfall geltendg Die Beklagte

lehnte den Ersatzanspruch mit der Begründung ab‚ zur

Extsehädigungsgewährung für die Eolgen des Unfalls

sei gemäß @ 539 Nr° 4 b EVO ioVom„ @ 654 Nro 1 BVG

die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (BfArb) zuständige Dies teilte die

Beklagte der Klägerin durch formlose Schreiben? zu»

letzt vom l50 Mai 19649 mit„
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Die IKK hat daraufhin Klage erhoben und ausdrücklich er—

klärt, daß sie auf Grund des @ 1511 RVO nur die Feste
stellung der Unfallcntschädigung für den Verletzten gegen

die Beklagte betreibe°

Das Sozialgericht (SG) Speyer hat die BfArb und den Ver—
letzten beigeladenc

Es hat unter Aufhebung des Ablehnungsbeeoheides die Be—

klagte verurteilt? den Unfall des beigeladenen Verletzten

als Arbeitsunfall anzuerkennen und für dessen Folgen die

gesetzliche Entschädigung zu gewähren°

Im Berufungsverfahren hat die Klägerin erklärt„ daß sie nun—

mehr den Ersatzanspruch gegen die Beklagte geltend mache

und nicht mehr den Entschädigungsanspruch des Verletzten

verfolgeo ‘

Die übrigen Beteiligten haben sich hiermit einverstanden er—

klärt0

Die Klägerin hat beantragt‚ die Berufung der Beklagten mit

der Maßgabe zurückzuweisen9 daß die Beklagte verurteilt

werde, der Klägerin den Betrag von 645954 DM zu zahlen„.

Das Landeesozialgericht (LSG) hat durch Urteil vom 10 Juli

1966 die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG

Speyer vom 10 Juli 1965 mit der Maßgabe zurückgewiesen?

daß der Urteilsausepruch zur Hauptsache wie folgt ge—

faßt werde:

"Die Beklagte hat an die Klägerin den Betrag
von DM 645934 zu zahlen"o

Zur Begründung ist uoao ausgeführt: Da die Beklagte keinen

Ablehnungsbeecheid gegen den Verletzten erlassen habe? sei

das Betreiben des Verfahrens durch die Klägerin nach 5 1511

EVO nicht zulässige Die hierauf zurückzuführende Klage

änderung sei zulässigo Der auf @@15049 1510 EVO gestützte

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Ersatzanspruch der Klägerin sei berechtigt° Der bei==

geladene Verletzte habe auf dem unfallbringenden Weg

nach @ 550 RVG unter Versicherungsschutz gestandenv

Der Rückweg vom Abholen des SWG sei noch nicht be—

endet gewesen„ als sich der Unfall ereignet habe;
_

denn der Verletzte habe in diesem Zeitpunkt die Haus—

tur seines Mohnhcuses noch 1icht erreicht gehabt

(vglo um des ese vom 250 Februar 1965 — 2 RU 180/64 ‘

Da der Verletzte während des im vorliegenden Fall in

Betracht kommenden ßezugs von SWG nicht der Meldem

pflicht nach den Vorschriften nes Gesetzes über

Arbeitsvermittlung und Arbeitelosenversicherung

(AVAVG) unterlegen habe‚ scheide schon deshalb die

Anwendung des 3 559 Abso 1 Nr() 4 EVO aus und entfelle

die'Zuständigkeit der BfArb für eine Gewährung der

begehrten Unfallentschädigungo Es bleibe aber zu
Aprüfen9 ob der Versicherungssehutz für den Verletzten

aus anderen Gründen gegeben seio Das sei der hallo

Die hierbei in Betracht kommenden rechtlichen Gesichtww

punkte seien in dem Urteil des Berufungsgerieh s vom

160 März 1962 (Breitho 19659 212 ff) bereits dergew
legt werdeno Auszugehen sei von dem Grundsatz? daß

es sich bei dem regelmäßigen Lohnempfsng des Beschäf«

tigten um ein Tätigwerden handele? welches dem Betrieb

des Arbeitgebers zuzurechnen sei() Nach ständiger

Rechtsprechung stehe der Lohnempfang unter Versicherungw

schutz? weil er Wesensbestendteil der ve*sicherten

Tätigkeit sei und daher in einem derart inneren Zu—

sammenhang mit der versicherten Arbeitstätigkeit

stehe9 daß er ihr gleichzuerachten sei; Diese für

den Lohnempfeng entwickelten Grundsätze müßten auch

für den Fall des Abholens von SWG zur Annahme eines

unfallgesehutzten Weges nach 55 539 Abso 1 Nr„ ?;

550 RVO führeno Denn das Arbeitsverhältnis bestehe

fort (@ 143 f Abs„ 1 AVAVG); der SWG—Bezieher stehe
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also trotz der arbeitsfreien Tage nach wie vor in einem

gegen Unfall versicherten Beschäftigungsverhältnis und
_

werde als Arbeitnehmer beim Abholen des SWG tätigo Frei—

lich sei der Anspruch auf SWG kein Lohnanspruch„ ähnele

vielmehr dem Kurzarbeiterunterstützungsanspruch des

Arbeitnehmers gegen das Arbeitsamt (@@145 hp 143 l

Abs° 2 AVAVG)° Doch sei von Bedeutung„ daß das SWG

vom Arbeitgeber an den Berechtigten auszuzahlen sei

(5 145 l Abs° 4 i„V„m° @ 188 Abso 3 Satz 2 AVAVG) und

darüber hinaus der Arbeitgeber die einzelnen Leistungen

mit dem Arbeitsamt zu verrechnen und zur Wahrung der

Rechte seiner Arbeitnehmer das Verfahren zwecks Gewährung .
des SWG an diese überhaupt in die Wege zu leiten habe„

Die Auszahlung des SWG sei jedenfalls So eng mit dem Unter—

nehmen verbunden9 daß der Empfang des SWG ebenso wie der

Lohnempfang der betrieblichen Tätigkeit zugerechnet werden

müsse„ Außerdem habe der Baubetrieb ein Interesse an der

SWG—Regelung; denn durch sie werde ihm die eingearbeitete

Belegschaft erhalten und dadurch seine Leistungsfähigkeit

bei Fortführung der Bauarbeiten nach Beendigung der Schlecht—

wetterzcit geiördert und gesicherto Die Auszahlung des SWG

durch den Arbeitgeber diene somit nicht nur den privaten

Interessen des Arbeitnehmers? sondern wesentlich auch den

Belangen des Unternehmers„ Daher sei die Beklagte zur Ent—

schädigungsleistung zuständig und habe somit der Klägerin

Ersatz für ihre Aufwendungen zu gewähreno

Das LSG hat die Revision zugelassen"

Das Urteil ist der Beklagten am 29° Juli 1966 zugestellt
werdeno Sie hat gegen das Urteil am 110 August 1966 Revision

eingelegt und diese am 150 September 1966 begründeto

Die Beklagte beantragt„

die Urteile der Vorinstanzen aufzuheben und
die Klage abzuweisen,

-6—'
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hilfsweise;

das angefochtene Urteil aufzuheben und

den Rechtsstreit zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das LSG zurück—

zuverweisenc

Die Klägerin beantragt;

die Revision zurückzuweiseno

( ‚ .

Die BfArb hat erklärt? daß sie in der Sache keinen

Antrag stelleo

Der beigeladene Verletzte hat sich im hevisionsver—

fahren nicht geäußert°

Sämtliche Beteiligten haben ihr Einverständnis mit

einer Entscheidung durch Urteil ohne mündliche Ver_

handlung erklärt (@ 124 Abso 2 des Sozialgericht8e

gesetzes — SGG —)0

II

Die Revision ist zulässigo Sie hatte jedoch keinen Erw

folgo

Die Klägerin9 die bis zur Berufungsverhandlung im

Wege der Prozeßstandscheft den Entschädigungsanspruch

des beigeladenen Verletzten verfolgt hatte (@ 15111

—RVO)‚ macht nicht mehr diesen Anspruch, sondern ihren

Ersatzanspruch gegen die Beklagte auf Grund der

@@15049 1510 RVG geltendo Damit hat sie ihre Klage ge—
änderto Da sich hiermit sämtliche Beteiligten einver«

standen erklärt haben‚ ist die Klagänderung nach @ 99

Abs„ 1 SGG ohne weiteres zulässig0 Die hlägerin durfte
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auch von der Leistungsklage naeh 5 54 Abso 4 SGG auf

die Leistungsklage nach Abso 5 dieser Vorschrift über—

gehen (Brackmann; Handbuch der Sozialversicherung9

10—60 Aufl„ Bdo 19 so 242 l; Peters/Sautter/Wolfß

Komma zur Sozialgerichtsbarkeitp Anm° 1 zu 5 99 SGG„

So Il/60)o

Durch die Klagänderung ist die Statthaftigkeit der

Berufung‚ die bei deren Einlegung unzweifelhaft gegeben

war‚ nicht berührt werden° Die Klägerin verlangt als

Ersatz für die Aufwendungen an Krankenbehandlungskosten

“aus Anlaß des Unfalls des Verletzten von der Beklagten

645934 DM° Damit übersteigt der Besohwerdewert der Er—

satzstreitigkcit den in 5 149 SGG vorgeschriebenen

Mindestbetrag von 500‚—— DMo Der Berufungsausschließungs-

grund dieser Vorschrift ist somit nicht gegebene Das LSG

war hiernach befugt9 über den geltend gemachten Ersatz»

anspruch der Klägerin in der Sache zu entscheiden°

Diese Entscheidung hängt9 da die Höhe und die sonstigen

Voraussetzungen der 59 15049 1510 RVO nicht im Streit

sind? lediglich davon ab‚ ob der Unfall des beigeladenen

Verletzten vom 200 Dezember 1963 einen Arbeitsunfall im

Sinne des @ 550 RVG darstellt„ für dessen Folgen die beklagte

Berufsgenossenschaft leistungspflichtig isto Das LSG hat

diese Frage‚ die sich im Verfahren über den Ersatzanspruch

als Vorfrage stellt (vglo SozR Nro 3 zu 9 1509 RVG al“)9 zu
Recht bejaht0 Es trifft zu? daß der beigeladene Verletzte

auf einem Weg verunglückt ist, der mit seiner‚versicherten

Tätigkeit als Gipser in einem Bauunternehmen in einem recht“

lich wesentlichen Zusammenhang stehto Das Abholen des SWG9

dem der zum Unfall führende Weg diente9 ist auch nach der

Auffassung des erkennenden Senats unter den im vorliegenden

Fall gegebenen Umständen der Betriebstätigkeit des Ver—

letzten zuzurechneno
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Die Revision weist zwar zutreffend darauf hin„ daß

das SWG eine Leistung ist? die im Rahmen des AVAVG

aus Mitteln der BfArb gewährt und weitgehend von.Maß—

nahmen der Dienststellen der ßfArb bestimmt wirdo Das

SWGist kein Arbeitslohn im Sinne des @ 160 EVO für
eine Arbeitstätigkeit des Versicherten in demBauunter»°

nehmeno Die Grundsätze‚ die in der Rechtsprechung für

den Versicherungsschutz auf Wegen zum Abholen des

Arbeitslehns entwickelt werden sind (vglo BBG 13„ 178;

209 25)9 können nicht ohne weiteres auf das Ahholen

des SWGübertragen werdeno Das SWG(ää 145 @ ff AVAVG)

ist eine öffentlich—rechtliche Leistung? auf die ein

Rechtsanspruch gegenüber der BfArb besteht und die

aus deren Mitteln gezahlt wird; diese Leistung hat u„a0

zur Voraussetzung‚ daß der auf einem witterungsab—

hhngigen Arbeitsplatz Beschäftigte mit der Arbeit aus—

setzen muß? also für eine gewisse Zeit keine Arbeit

für das Unternehmen erbringt (@ 145 f AVAVG)„ Es ist

eine Leistung der Arbeitslosenversicherung und seiner

Zweckbestimmung nach eine besondere Form der Lohnaus—

fallverüutung (vglo @@116 ff AVAVG)o Sozialpolitis€h

soll dieser teilweise Lohnersatz uoao Vollarbeit8w»

losigkeit verhüten und vor allem auch dem Arbeitnehmer

den Arbeitsplatz erhalten (vgl„ z„Bo Draeger/Buchwitz/

Schönefelder9 AVAVG9 @ 143 d? Randnote 59 auch Ein“

führung so 59; Krebs9 Komm° zum AVAVG9 Randnote 1 ff

zu 5 145 d)„

Die hieraus ersichtliche Einordnung der Schlecht-

wettergeldregelung in das Leistungsrecht des AVAVG

und ihre Bedeutung für die wirtschaftliche Sicherung

des Arbeitnehmers sowie der Umstand„ daß der Unternehmer

das SWG für Rechnung des Arbeitsamts auszehlt, recht—

fertigen es jedoch — entgegen der Auffassung der

Revision — trotzdem nicht; eine rechtlich wesentliche

”eziehung zwischen dem Abholen des SWG und der ver—

sicherten Tätigkeit im Unternehmen zu verneinen°
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Der Anspruch auf SWG steht schon insofern mit der Tätigkeit

im Unternehmen in engem Zusammenhang? als er von der für

dieses Unternehmen geltenden arbeitsrechtlichen Regelung

abhängig ist (vglo 5 143 d AVAVG)„ eine Anzeige und einen

Antrag des Arbeitgebers (oder der Betriebsvertretung) sowie

den Nachweis der Anspruchsvoraussetzungen durch den Arbeit-

geber erfordert (@@143 e Abso 1 Nro 59 143 l AVAVG)o Er
setzt vor allem auch voraus9 daß das Arbeitsverhältnis

ungehündigt fortbeeteht (vgl° @ 143 f Abso 1 AVAVG; wegen
der Wirkung einer Kündigung vglo @ 143 m AVAVG)O Die

Regelung des SWGist nicht in den Unterabschnitt D (Lohn-

ausfallvergütung) des 3„ Abschnitts (Arbeitslosenversicherung)

des AVAVG eingegliedert werden? sondern — durch das

Gesetz vom 70 Dezember 1959 (BGBl I 705) — als Unterab—
schnitt 0 (Förderung der ganzjährigen Beschäftigung in

der Bauwirtschaft) in den 40 Abschnitt (Maßnahmen zur Ver—
hütung und Beendigung der Arbeitslosigkeit)o Das SWG hat

zusammen mit den fakuhntiven Leistungen nach 55 145 a bis

143 c AVAVG für die Unternehmen des Baugewerbes auch eine

unmittelbare wirtschaftliche Bedeutungo Die Vorschriften

des Unterabschnitts C des 40 Abschnitts des AVAVG sollen

es dem ßaugewerbe erleichtern9 seine Kapazitäten auch

während des Winters besser auszunutzenp sich seine einge—

arbeitete Belegschaft zu erhalten und die Kosten und

Schwierigkeiten zu vermeiden? die entstehen können? wenn bei

Wiederaufnahme der Arbeit ein Teil der eingearbeiteten Beleg—

schaft inzwischen einen anderen Arbeitsplatz gefunden hat

und durch neue Arbeitskräfte ersetzt werden muß() Infolge

dieser wirtschaftlichen Bedeutung der SWG=Regelung für das

einzelne Bauunternehmen liegt es auch im unmittelbaren

Interesse des Unternehmens? daß den Beschäftigten der Anspruch

auf SWG durch Beachtung der hierfür maßgebenden Vorschriften

gesichert wirdq Mit der Erfüllung der Verpflichtung zur

Berechnung und Auszahlung des SWG (@@143 l Abso 49 188 Abs„ %
AVAVG) wird der Unternehmer deshalb nicht nur im Interesse

des Arbeitsamtes und der Anspruchsberechtigteny sondern zu—

—10«
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gleich auch im eigenen Interesse tätige

Das Fortbestehen des Arbeitsverhältnisses hat zur Folge,

da? auch das Weisungsrecht des Arbeitgebers bestehen

bleibt Der Unternehmer kann die Bescluftigten jedere

zeit wieder zur Aui‘nahme der Arbeit oder zu einer

vorübergehenden Tätigkeit heranziehen und insbesondere

auch Zeit und Ort für das Abholen des SWG bestimmen„

Das Erscheinen des Beschäftigten zum Abholen des ‘“‚G

ermöglicht dem Unternehmer nicht nur die Erfüllung

seiner Auszahlungspflicht9 sondern hat auch den Vera

teil9 daß der Unternehmer diese Gelegenheit ohne be—

sondere Kosten zur Unterrichtung der Belegschaft oder

dazu benutzen kann; Weisungen hinsichtlich der Wieder“

aufnahme der Arbeit zu erteilena

Dieses Abholen des SWG an der v0m Unternehmer be=

stimmten Stelle steht deshalb nach der uufisssung des

erkennenden Senats in so engem Zusammenhang mit dem

versicherten Beschäftigungsverhältnis„ daß es auch

rechtlich den Tätigkeiten auf Grund dieses Beschäftiguuv

verhältnisses zuzurechnen ists Das LSG hat deshalb

den Weg zum Abholen des SWG zu Recht als einen mit

der Tätigkeit im Unternehmen zusammenhäng enden Weg*

(? 550 BVD) gewerteto

Dieser Weg war nicht beendet9 als sich der Unfall er«

eigneteo Dies hat das LSG zu Recht unter Bez nahme

auf die in der Rechtsprechung des erkennenden Senats

entwickelten Grundsätze zur Frage des Ausgangs— und

Endpunktes eines nach @ 550 EVO geschützten Weges an»

genommen (BSG 229 240; Urteil vom 250 Februar 1965

— 2 RU 180/64 —)0 Der Verletzte befand sich im Zeit—

punkt des Unfalls nach den nicht angegriffenen Fest-

stellungen des LSG (@ 165 SGG) aui dem zur „tra

offenen Hofgelände seines Wohnhausesc Er hatte demzu—

fo].b ve seinen häuslichen Bereich dess en Grenze Aus%
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gangs— und Endpunkt des versicherten Weges ist9 noch

nicht erreichto

Auch wenn dieses Ergebnis9 wie die Revision meint(} mit

Rücksicht auf eine jahreszeitlich bedingte höhere Unfall—

gefahr des SWG—Beziehers (zoB„ Wegeunfälle bei Glattcis)

eine stärkere Belastung für den Unfallversicherungsträger

deshalb mit sich bringt, weil dem Versicherungsrisiko

während der Zeit des SWG—Bezugs keine Beitragsaufkommen

gegeniiberstchen9 vermag dies nach den allgemeinen Grund-

gedanken der gesetzlichen Unfallversicherung nicht zu einer

abweichenden Beurteilung des vorliegenden Sachverhalts zu

führeno Das gleiche gilt von der Bezugnahme der Revision

auf das Urteil des LSG Hamburg vom 100 Mai 1966 (Breith°

19669 814 ff)a In dieser Entscheidung ist für das Gebiet

der Krankenversicherung das versicherungspflichtige Be—

schäftigungsverhältnis trotz Aufrechterhaltung des Arbeits-

verhältnisses von Bauarbeitern während der Schlechtwetter—

zeit als beendet angesehen worden‚ da der Zeitpunkt9 an

dem das Ende der jeweiligen Sohlechtwetterperiode ein—

trete9 ungewiß sei° Ob diese Entscheidung für die gesetz—

liche Krankenversicherung zutrifft‚ kann hier ungeprüft

bleiben; denn jedenfalls sind für die Beurteilung der un—

fallversicherungs-rechtlichen Beziehungen zwischen dem

SWG—Bezieher und seinem Beschäftigungsunternehmen für die

Dauer der Schlechtwétterzeiten andere Gesichtspunkte maß—

gehend° In der gesetzlichen UnfallVersioherung ist Gegen»

stand des Versicherungs30hutzes die Tätigkeit? die mit der

Beschäftigung in dem Unternehmen zusammenhängt (@ 539 Abso 1
Nr° ? RVG}? während in der gesetzlichen Krankenversicherung

schlechthin das "versicherungspflichtige Beschäftigungsver—

hältnis" die Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsver—

hältnis begründet (vglo Brackmanng Handbuch der Sozialvcr—

siCherung9 lo—6o Auflog Bdo II? So 472 i)o
»

Das LSG hat hiernach zu Recht den Unfall des beigeladenen

Verletzten vom 200 Dezember 1963 als Arbeitsunfall angesehen

und die Beklagte zum Ersatz der Aufwendungen verurteilt“

-.’]2_
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welche die Klägerin aus Anlaß des Unfalls des beige—

ladenen Verletzten erbracht hato

Bei diesem Ergebnis ist die ßfArb schon auf Grund des

5 654 Nr° 1 EVO nicht leistungspfliehtigo Im übrigen
könnte die Zuständigkeit der BfArb auch nur unter den

Voraussetzungen des @ 539 Abso 1 Nro 4 RVO gegeben sein„

Ein Anwendungsfall dieser Vorschrift liegt aber schon

deshalb nicht vor? weil der Verletzte nicht der Melde»

pflicht nach dem AVAVG unterlag; nach den nicht ange—

griffenen Feststellungen des LSG hatte das Arbeitsamt

für den Verletzten als Bezieher von SWG keine persön—

liche Meldung angeordnet (55 ?88 Abso 4 Satz 29 143 k
AVAVG)O

Hiernaeh mußte die Revision als unbegründet zurückge—

wiesen werden (@ 170 Abso 1 Satz 1 see)°

Die Entscheidung über die außergerich;lichen Kosten
des Revisionsverfahrens ergeht auf Grund von 5 193 SGGQ
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